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Die Dringlichkeit der Friedensregelung mit Deutschland 
und ihre völkerrechtlichen Grundlagen

■Heute kann die Dringlichkeit des Friedensvertrags­
abschlusses nur von den Kreisen geleugnet werden, die 
daran interessiert sind, daß „die Gefahr zunehmender 
Spannungen und ernster Konflikte infolge der Atom­
kriegsrüstung und der Revanchehetze in Westdeutsch­
land mit jedem Monat größer wird“1, und die damit 
zugleich gegen jede Annäherung und Verständigung 
■in Deutschland wirken, indem sie an die Stelle der 

w- friedlichen Wiedervereinigung offene Annexions- und 
Aggressionsforderungen setzen. Bezeichnenderweise war 
es der Bonner Kriegsminister S t r a u ß ,  der im ver­
gangenen Jahr als erster mit der These auftrat, daß 
die Bundesrepublik kein Provisorium seila. Der Vize­
präsident des Bonner Bundestages, Dr. J ä g e r ,  be­
stätigte den aggressiven Sinn dieser These, indem er 
die Formulierung von der „provisorischen Grenze der 
Bundesrepublik“ verwandte. Er erklärte:

„Es gibt neben der Bundesrepublik auf dem Gebiete 
des ehemaligen (!) Deutschen Reiches keinen anderen 
deutschen Staat — die Bundesrepublik ist ein Staat 
im vollen Sinne des Wortes, wenn auch territorial 
unvollständig und ergänzungsbedürftig. Sie ist aber 
kein Provisorium, wenn auch ihre östliche Grenze an 
der Elbe provisorisch ist.. ,“2

Diese Äußerungen entsprechen voll und ganz der for­
cierten Atomrüstung und den anderen aggressiven Maß­
nahmen des westdeutschen Militarismus. Die Gefähr­
lichkeit dieses Programms der Bonner Ultras in seinem 
gegenwärtigen Stadium der Verwirklichung zeigt zu­
gleich, welche besondere Gefahrenquelle das Fort­
bestehen des Provokationsherdes in Westberlin dar­
stellt. Die gegenwärtig anomale Lage in Westberlin 
kann von den Ultras als Lunte für die Auslösung eines 
atomaren Revanchekrieges zur Änderung der „proviso­
rischen Grenzen“ der Bundesrepublik ausgenutzt wer­
den. Die Gefährlichkeit der militaristischen Entwick­
lung Westdeutschlands und die daraus folgende Not­
wendigkeit des Friedensschlusses noch in diesem Jahr 
charakterisieren jedoch nur einen der Faktoren der 
nationalen und internationalen Lage. Der andere Fak­
tor ist in der wachsenden Stärkung der Friedenskräfte 
zu sehen, die infolge der Veränderung des Kräftever-

1 Walter Ulbricht, Antwort auf der Pressekonferenz am 
15. Juni 1961 auf die Frage nach der Dringlichkeit des Ab­
schlusses eines Friedensvertrages, ND (Ausg. B) vpm 16. Juni 
1961.
!a Blätter für deutsche und internationale Politik I960, Heft 7, 
S. 46
2 Zitiert nach Dehler, Das Deutsche Reich ist nicht unter­
gegangen, in: „Süddeutsche Zeitung1: vom 21./22. Januar 1961.

hältnisses in der Welt heute in der Lage sind, dieser 
gefährlichen Entwicklung in den Arm zu fallen. Walter 
U l b r i c h t  erklärte während der Pressekonferenz vom 
15. Juni 1961: >

„Wir wollen einfach verhindern, daß diese Entwick­
lung solange weitergeht, bis eines Tages irgendeine 
Provokation das für Deutschland und die ganze Welt 
größte Unglück, nämlich den Krieg, auslösen würde.“3 

Das Gewicht der sozialistischen Staaten und auch die 
Haltung der neutralen Staaten, die die militaristische 
Entwicklung in Westdeutschland mit Argwohn betrach­
ten und für die Erhaltung von Überresten des zweiten 
Weltkrieges kein Verständnis aufbringen, sowie die 
lebendigen Erfahrungen aller Völker der Anti-Hitler- 
Koalition sind die Grundlage dafür, daß der Weg der 
friedlichen Regelung der deutschen Frage noch in die­
sem Jahr beschritten werden wird.
Deshalb finden die Vorschläge für eine friedliche Rege­
lung der deutschen Frage, die die Sowjetunion und die 
Deutsche Demokratische Republik im Geiste der Ver­
ständigungsbereitschaft unterbreitet haben, ein großes 
Echo. Sie können auch von den herrschenden Kreisen 
der Westmächte nicht völlig negiert werden, denn diese 
müssen die allgemeine Überzeugungskraft der Forde­
rungen C h r u s c h t s c h o w s  berücksichtigen:

„Die Sowjetmenschen wollen keinen Krieg, und ge­
rade deshalb streben wir danach, die U r s a c h e n  
für seinen Ausbruch zu beseitigen. Deshalb werden 
wir zusammen mit anderen friedliebenden Staaten 
Ende dieses Jahres einen Friedensvertrag mit der 
Deutschen Demokratischen Republik unterzeichnen ... 
Für die Festigung des Friedens ist es auch notwendig, 
einen Friedensvertrag abzuschließen und damit die 
Ü b e r r e s t e  des zweiten Weltkrieges zu beseitigen. 
Wir erklären das offen und wollen, daß uns alle rich­
tig verstehen. Die Sowjetunion will den Friedensver­
trag mit Deutschland z u s a m m e n  m i t  unseren 
e h e m a l i g e n  V e r b ü n d e t e n  unterzeichnen.“'1 

Darum sah sich USA-Außenminister R u s k  gezwungen, 
wie die „Welt“ am 23. Juni 1961 berichtete, Verhand­
lungen über die Westberlin-Frage und das Deutschland­
problem zuzustimmen. Zugleich ergab sich jedoch aus 
seiner und anderen offiziellen Äußerungen erneut, daß 
die Westmächte nicht von der Politik der Unterstützung 
des westdeutschen Militarismus abgehen wollen. Zu

3 Walter Ulbricht in der Pressekonferenz am IS. Juni 1961, 
a. a. O.
4 Aus der Rede N. S. Chruschtschows auf der Moskauer Kund­
gebung zum 20. Jahrestag des faschistischen Überfalls auf die 
Sowjetunion, ND (Ausg. B) vom 22. Juni 1961, S. 3.
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